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Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit der 
Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter Satz LZG NRW). 
Nach Zustellung kann innerhalb von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. Es werden damit Fristen in 
Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 

Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen beim Oberbürgermeister der Stadt Mülheim an der Ruhr, 
Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rathaus 1, Zimmer C 206, eingesehen werden. 

 

Mülheim an der Ruhr, den 28.06.2022 
 
Der Oberbürgermeister 
I. A. 
Ringeler 
 
 
 
 
 

Öffentliche Zustellung 

des Rückforderungsbescheides vom 24.06.2022  
 
 
Der an , 
zuletzt wohnhaft gewesen in , 
zuzustellender Rückforderungsbescheid (Aktenzeichen: 7.603.3.67.38.5621.1) kann nicht zugestellt 
werden, da der Empfänger  unter der angegebenen Anschrift nicht zu ermitteln 
ist.  
Der Rückforderungsbescheid wird hiermit nach § 15 Abs. 2 des Verwaltungszustellungsgesetzes 
zugestellt. 
Er kann beim Jobcenter Mülheim an der Ruhr, Gebäude: Sozialagentur Styrum, Kaiser Wilhelm-Str. 27, 
Zimmer 3, eingesehen werden. 
 
Mülheim an der Ruhr, den 24.06.2022 
 
Der Oberbürgermeister 
I.A. 
Febra 
 
 
 
 
 

Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

Der gegen , unter dem Aktenzeichen 32-3/005283192/311 
am 29.06.2022 erlassene Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, da der derzeitige Aufenthalts-
ort des Empfängers nicht zu ermitteln und eine Zustellung an einen Vertreter oder Zustellungsbevollmäch-
tigten nicht möglich ist. 

Der Bußgeldbescheid vom 29.06.2022 wird hiermit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) öffentlich zugestellt. 

Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit der 
Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter Satz LZG NRW). 
Nach Zustellung kann innerhalb von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. Es werden damit Fristen in 
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Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 

Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen beim Oberbürgermeister der Stadt Mülheim an der Ruhr, 
Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rathaus 1, Zimmer C 206, eingesehen werden. 

 

Mülheim an der Ruhr, den 30.06.2022 
 
Der Oberbürgermeister 
I. A. 
Jäger 
 
 
 

Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

Der gegen , unter dem Aktenzeichen 32-
3/005283846/24 am 30.06.2022 erlassene Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, da der der-
zeitige Aufenthaltsort des Empfängers nicht zu ermitteln und eine Zustellung an einen Vertreter oder Zu-
stellungsbevollmächtigten nicht möglich ist. 

Der Bußgeldbescheid vom 30.06.2022 wird hiermit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) öffentlich zugestellt. 

Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit der 
Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter Satz LZG NRW). 
Nach Zustellung kann innerhalb von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. Es werden damit Fristen in 
Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 

Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen beim Oberbürgermeister der Stadt Mülheim an der Ruhr, 
Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rathaus 1, Zimmer C.206, eingesehen werden. 

 

Mülheim an der Ruhr, den 01.07.2022 
 
Der Oberbürgermeister 
I. A. 
Backmann 
 
 
 
 

Bekanntmachung 
 

Vergabe einer amtlichen Lagebezeichnung 
 

für das Grundstück:  
 

Gemarkung: Dümpten, Flur: 7, Flurstück(e): 892 
 

 
 Alte Bezeichnung Neue Bezeichnung 

 
 Denkhauser Höfe 146 Schaaphausstraße 41 
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Bekanntmachungsanordnung 
 

Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung über besondere Ladenöffnungszeiten im Jahr 2022 wird 

hiermit gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 1 der BekanntmVO öffentlich bekannt gemacht.  

Gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 3 der BekanntmVO i.V.m. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-

Westfalen (GO NRW) wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 

der GO NRW gegen diese Verordnung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 

gemacht werden kann, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigever- 

fahren wurde nicht durchführt 

b) diese Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) die Oberbürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 

oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Mülheim an der Ruhr  

vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 

den Mangel ergibt. 

 
 
 
Mülheim an der Ruhr, den 30.06.2022    Der Oberbürgermeister 
         Marc Buchholz 
 
 
 

Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

Der gegen , unter dem Aktenzeichen 32-3/005282075/44 am 
16.03.2022 erlassene Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, da der derzeitige Aufenthaltsort 
des Empfängers nicht zu ermitteln und eine Zustellung an einen Vertreter oder Zustellungsbevollmächtig-
ten nicht möglich ist. 

Der Bußgeldbescheid vom 16.03.2022 wird hiermit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) öffentlich zugestellt. 

Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit der 
Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter Satz LZG NRW). 
Nach Zustellung kann innerhalb von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. Es werden damit Fristen in 
Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 

Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen beim Oberbürgermeister der Stadt Mülheim an der Ruhr, 
Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rathaus 1, Zimmer C.210, eingesehen werden. 

 

Mülheim an der Ruhr, den 01.07.2022 
 
Der Oberbürgermeister 
I. A. 
Knappen 
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Öffentliche Zustellung eines Rücknahme-/Rückforderungsbescheides 
 
 

Der  zuletzt wohnhaft gewesen in  zuzu-
stellende Rücknahme-/Rückforderungsbescheid vom 04.07.2022 (Aktenzeichen: 57-21/ 113009/07) 
konnte nicht zugestellt werden, da der jetzige Aufenthalt des Empfängers unbekannt ist.  
Der Rücknahme-/Rückforderungsbescheid gem. §§ 48 und 50 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) wird 
hiermit nach § 15 Abs. 2 des Verwaltungszustellungsgesetzes zugestellt. 
Er kann beim Jobcenter Mülheim an der Ruhr, Wiesenstr. 35 in 45473 Mülheim an der Ruhr, Frau Oster-
mann, Zimmer 215, eingesehen werden. 
 
Mülheim an der Ruhr, den 11.02.2022 
 
Der Oberbürgermeister 
I. A 
Ostermann 
 
 
 
 
 
 

Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

Der gegen , unter dem Aktenzeichen 32-
3/006369464/107 am 06.07.2022 erlassene Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, da der der-
zeitige Aufenthaltsort des Empfängers nicht zu ermitteln und eine Zustellung an einen Vertreter oder Zu-
stellungsbevollmächtigten nicht möglich ist. 

Der Bußgeldbescheid vom 06.07.2022 wird hiermit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) öffentlich zugestellt. 

Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit der 
Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter Satz LZG NRW). 
Nach Zustellung kann innerhalb von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. Es werden damit Fristen in 
Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 

Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen beim Oberbürgermeister der Stadt Mülheim an der Ruhr, 
Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rathaus 1, Zimmer C 210, eingesehen werden. 

 

Mülheim an der Ruhr, den 06.07.2022 
 
Der Oberbürgermeister 
I. A. 
Menzel 

 

 

 

 



 

 
 
 

 

353 
 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses sowie der frühzeitigen Beteiligung 

für ein Änderungsverfahren des Regionalen Flächennutzungsplanes der Planungsgemeinschaft 

Städteregion Ruhr der Städte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und 

Oberhausen 

Die Änderung bezieht sich auf einen Bereich in der Stadt Bochum. 

 

Der Rat der Stadt Mülheim an der Ruhr hat am 23.06.2022 gemäß § 19 Abs. 1 in Verbindung mit § 41 

Landesplanungsgesetz Nordrhein-Westfalen (LPlG NRW) und § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) die Auf-

stellung der folgenden Änderung zum Regionalen Flächennutzungsplan (RFNP) und die Einleitung des ent-

sprechenden Planverfahrens beschlossen: 

 

51 BO Gerthe-West 

 

 
 

Der Änderungsbereich 51 BO liegt im Bochumer Stadtbezirk Nord in den Stadtteilen Hiltrop und Gerthe. Er 

reicht von der Stadtgrenze zu Herne im Norden bis zur Frauenlobstraße im Süden sowie von der Gerther 

bzw. Sodinger Straße im Osten bis zu den Straßen Am Hillerberg bzw. Gerther Heide im Westen. 
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Mit der RFNP-Änderung soll die Entwicklung eines neuen Wohngebietes mit ca. 380 Wohneinheiten vorbe-

reitet werden. Das Vorhaben soll durch eine standortgerechte Nachverdichtung einen Beitrag zur Erreichung 

der wohnungspolitischen Zielsetzungen der Stadt Bochum leisten und ein modernes, für breite Zielgruppen 

ansprechendes Wohnraumangebot schaffen. 

 

Der Regionale Flächennutzungsplan der Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr der Städte Bochum, Es-

sen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und Oberhausen ist nach öffentlicher Bekanntmachung 

am 03.05.2010 wirksam geworden. Der Plan nimmt gleichzeitig die Funktion eines Regionalplans und ei-

nes gemeinsamen Flächennutzungsplans wahr. 

 

Bezogen auf den vorgenannten Änderungsbereich kann sich die Öffentlichkeit im Rahmen der frühzeitigen 

Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung und deren vo-

raussichtliche Auswirkungen unterrichten lassen. Gleichzeitig besteht Gelegenheit zur Äußerung und Erör-

terung. 

 

Hierzu werden die Planunterlagen (Vorentwurf des Änderungsplanes mit Begründung und Umweltbericht) 

in der Stadt Mülheim an der Ruhr in der Zeit vom 22.08. bis 22.09.2022 (einschließlich) öffentlich aus-

gelegt. Während der Geltungsdauer der Corona-Schutzmaßnahmen ist in einigen Städten eine Einsicht-

nahme nur nach telefonischer Voranmeldung möglich. 

 

Die Planunterlagen können an den behördlichen Arbeitstagen wie folgt eingesehen werden: 

Amt für Stadtplanung und Wirtschaftsförderung: Technisches Rathaus,  

Hans-Böckler-Platz 5, 19. Etage, linke Flurseite 

 

Die Öffnungszeiten sind wie folgt: 

montags bis mittwochs: 8.00 Uhr – 15.30 Uhr  

donnerstags: 8.00 Uhr – 17.00 Uhr  

freitags von 8.00 Uhr - 12.30 Uhr 

 

In städtischen Gebäuden wurde die Maskenpflicht für Mitarbeitende und Besucher*innen auf-

gehoben. Beim Besuch städtischer Gebäude wird eine medizinische Mund-Nasen-Bedeckung 

aber weiterhin empfohlen. Bitte die allgemeinen Hygieneregeln beachten! 

Hinweis: Mögliche Regeländerungen der Coronaschutzverordnung NRW finden unmittelbar Be-

rücksichtigung. 

 

Die Termine und Orte für die Auslegungen in den anderen Städten der Planungsgemeinschaft sind den 

dortigen Bekanntmachungen und den Internetseiten der Städteregion Ruhr (http://www.staedteregion-
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ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html) zu entnehmen oder bei der Geschäftsstelle Regionaler Flä-

chennutzungsplan in Essen (Tel.: 0201 88-61210, bzw. 0201 88-61212) zu erfragen. 

 

Auskunft in der Stadt Mülheim an der Ruhr erteilen:  

Wolfgang Mohr, Tel. 0208/455-6112,    E-Mail: wolfgang.mohr@muelheim-ruhr.de  und 

Isabel Stimming, Tel. 0208/455-6102,  E-Mail: isabel.stimming@muelheim-ruhr.de 

 

Alle Planunterlagen zum Änderungsbereich können auf den Internetseiten der Städteregion Ruhr eingese-

hen werden. Es besteht die Möglichkeit, während der Auslegungsfrist eine Stellungnahme abzugeben. Dies 

kann insbesondere schriftlich, zur Niederschrift im Rahmen der Planeinsicht oder per E-Mail erfolgen.  

 

Postanschrift der Planungsgemeinschaft: Stadt Essen, Stadtamt 61-2-1, 45121 Essen 

E-Mail-Adresse der Planungsgemeinschaft: geschaeftsstelleRFNP@amt61.essen.de  

 

Die Namen der Personen, die eine Stellungnahme abgeben, werden in den Drucksachen für die öffentli-

chen Sitzungen der Räte, der Ausschüsse und der Bezirksvertretungen nicht aufgeführt, d. h. es erfolgt 

grundsätzlich eine anonymisierte Wiedergabe der Stellungnahme. 

 

Sofern Sie eine Stellungnahme einreichen, werden die von Ihnen in diesem Rahmen bekannt gegebenen 

personenbezogenen Daten bei den Städten der Planungsgemeinschaft der Städteregion Ruhr 2030 verar-

beitet. Weitere Hinweise über die Datenverarbeitung und Ihre Rechte erhalten Sie auf der Internetseite 

der Städteregion Ruhr 2030 unter:  

http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html 

 

Die Stellungnahmen aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung können zu einer Überarbeitung des 

Vorentwurfs der RFNP- Änderung führen, d.h. Planentwurfsänderungen aufgrund der frühzeitigen Beteili-

gung sind möglich und vorgesehen.  

Dies wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 

Mülheim an der Ruhr, den 29.06.2022 

Der Oberbürgermeister 

 

M a r c   B u c h h o l z 

 

 

Öffentliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses sowie der frühzeitigen Beteiligung 

für ein Änderungsverfahren des Regionalen Flächennutzungsplanes der Planungsgemeinschaft 
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Städteregion Ruhr der Städte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und 

Oberhausen 

Die Änderung bezieht sich auf einen Bereich in den Städten Gelsenkirchen und Bochum. 

 

Der Rat der Stadt Mülheim an der Ruhr hat am 23.06.2022 gemäß § 19 Abs. 1 in Verbindung mit § 41 

Landesplanungsgesetz Nordrhein-Westfalen (LPlG NRW) und § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) die Auf-

stellung der folgenden Änderung zum Regionalen Flächennutzungsplan (RFNP) und die Einleitung des ent-

sprechenden Planverfahrens beschlossen: 

 

52 GE/BO nördlich Watermanns Weg 

 

 
 

Der Änderungsbereich 52 GE/BO liegt nördlich und südlich der Stadtgrenze der Städte Gelsenkirchen und 

Bochum und befindet sich in den Stadtteilen Gelsenkirchen-Ückendorf und Bochum-Wattenscheid. Er wird 

im Wesentlichen begrenzt durch den Watermanns Weg, die Ückendorfer Straße und den Wattenscheider 

Bach.  
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Im Rahmen einer Kooperationsvereinbarung haben die Städte Gelsenkirchen und Bochum sowie die Bahn-

flächenentwicklungsgesellschaft (BEG) und die DB Netz AG im Frühjahr 2016 ihr Interesse an der Entwick-

lung eines interkommunalen Stadtquartiers im Bereich des ehemaligen Güterbahnhofs Gelsenkirchen-

Wattenscheid bekundet. Die Bereiche auf dem Stadtgebiet der Stadt Gelsenkirchen sollen nun zeitlich vor-

rangig entwickelt werden. Geplant sind Wohn- und Mischnutzungen. Durch die städtebauliche Entwicklung 

der Fläche bzw. einzelner Teilflächen sollen u.a. attraktive Wohnbaupotenziale erschlossen werden. Für 

Klein- und Kleinstgewerbe sollen Ansiedlungsflächen geschaffen werden, die durch ihre Lage am Rad-

schnellweg 1 (RS 1) eine einzigartige Adresse erhalten. Die Siedlungsentwicklung soll unter Berücksichti-

gung einer integrierten Freiraumentwicklung erfolgen. Die bestehenden Festlegungen, Darstellungen und 

nachrichtlichen Übernahmen sollen durch die Festlegung eines Allgemeinen Siedlungsbereiches bzw. der 

Darstellung einer Gemischten Baufläche ersetzt werden. 

 

Der Regionale Flächennutzungsplan der Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr der Städte Bochum, Es-

sen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und Oberhausen ist nach öffentlicher Bekanntmachung 

am 03.05.2010 wirksam geworden. Der Plan nimmt gleichzeitig die Funktion eines Regionalplans und ei-

nes gemeinsamen Flächennutzungsplans wahr. 

 

Bezogen auf den vorgenannten Änderungsbereich kann sich die Öffentlichkeit im Rahmen der frühzeitigen 

Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung und deren vo-

raussichtliche Auswirkungen unterrichten lassen. Gleichzeitig besteht Gelegenheit zur Äußerung und Erör-

terung. 

 

Hierzu werden die Planunterlagen (Vorentwurf des Änderungsplanes mit Begründung und Umweltbericht) 

in der Stadt Mülheim an der Ruhr in der Zeit vom 22.08. bis 22.09.2022 (einschließlich) öffentlich aus-

gelegt. Während der Geltungsdauer der Corona-Schutzmaßnahmen ist in einigen Städten eine Einsicht-

nahme nur nach telefonischer Voranmeldung möglich. 

 

Die Planunterlagen können an den behördlichen Arbeitstagen wie folgt eingesehen werden: 

Amt für Stadtplanung und Wirtschaftsförderung: Technisches Rathaus,  

Hans-Böckler-Platz 5, 19. Etage, linke Flurseite 

 

Die Öffnungszeiten sind wie folgt: 

montags bis mittwochs: 8.00 Uhr – 15.30 Uhr  

donnerstags: 8.00 Uhr – 17.00 Uhr  

freitags von 8.00 Uhr - 12.30 Uhr 
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In städtischen Gebäuden wurde die Maskenpflicht für Mitarbeitende und Besucher*innen auf-

gehoben. Beim Besuch städtischer Gebäude wird eine medizinische Mund-Nasen-Bedeckung 

aber weiterhin empfohlen. Bitte die allgemeinen Hygieneregeln beachten! 

Hinweis: Mögliche Regeländerungen der Coronaschutzverordnung NRW finden unmittelbar Be-

rücksichtigung. 

 

Die Termine und Orte für die Auslegungen in den anderen Städten der Planungsgemeinschaft sind den 

dortigen Bekanntmachungen und den Internetseiten der Städteregion Ruhr (http://www.staedteregion-

ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html) zu entnehmen oder bei der Geschäftsstelle Regionaler Flä-

chennutzungsplan in Essen (Tel.: 0201 88-61210, bzw. 0201 88-61212) zu erfragen. 

 

Auskunft in der Stadt Mülheim an der Ruhr erteilen:  

Wolfgang Mohr, Tel. 0208/455-6112,    E-Mail: wolfgang.mohr@muelheim-ruhr.de  und 

Isabel Stimming, Tel. 0208/455-6102,  E-Mail: isabel.stimming@muelheim-ruhr.de 

 

Alle Planunterlagen zum Änderungsbereich können auf den Internetseiten der Städteregion Ruhr eingese-

hen werden. Es besteht die Möglichkeit, während der Auslegungsfrist eine Stellungnahme abzugeben. Dies 

kann insbesondere schriftlich, zur Niederschrift im Rahmen der Planeinsicht oder per E-Mail erfolgen.  

 

Postanschrift der Planungsgemeinschaft: Stadt Essen, Stadtamt 61-2-1, 45121 Essen 

E-Mail-Adresse der Planungsgemeinschaft: geschaeftsstelleRFNP@amt61.essen.de  

 

Die Namen der Personen, die eine Stellungnahme abgeben, werden in den Drucksachen für die öffentli-

chen Sitzungen der Räte, der Ausschüsse und der Bezirksvertretungen nicht aufgeführt, d. h. es erfolgt 

grundsätzlich eine anonymisierte Wiedergabe der Stellungnahme. 

 

Sofern Sie eine Stellungnahme einreichen, werden die von Ihnen in diesem Rahmen bekannt gegebenen 

personenbezogenen Daten bei den Städten der Planungsgemeinschaft der Städteregion Ruhr 2030 verar-

beitet. Weitere Hinweise über die Datenverarbeitung und Ihre Rechte erhalten Sie auf der Internetseite 

der Städteregion Ruhr 2030 unter:  

http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html 

 

Die Stellungnahmen aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung können zu einer Überarbeitung des 

Vorentwurfs der RFNP- Änderung führen, d.h. Planentwurfsänderungen aufgrund der frühzeitigen Beteili-

gung sind möglich und vorgesehen.  

Dies wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
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Mülheim an der Ruhr, den 29.06.2022 

Der Oberbürgermeister 

 

M a r c   B u c h h o l z 

 

Öffentliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses sowie der frühzeitigen Beteiligung 

für ein Änderungsverfahren des Regionalen Flächennutzungsplanes der Planungsgemeinschaft 

Städteregion Ruhr der Städte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und 

Oberhausen 

Die Änderung bezieht sich auf einen Bereich in der Stadt Gelsenkirchen. 

 

Der Rat der Stadt Mülheim an der Ruhr hat am 23.06.2022 gemäß § 19 Abs. 1 in Verbindung mit § 41 

Landesplanungsgesetz Nordrhein-Westfalen (LPlG NRW) und § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) die Auf-

stellung der folgenden Änderung zum Regionalen Flächennutzungsplan (RFNP) und die Einleitung des ent-

sprechenden Planverfahrens beschlossen: 

 

53 GE Gewerbepark Schalke-Nord 
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Der Änderungsbereich 53 GE befindet sich in Gelsenkirchen im Stadtteil Schalke-Nord. Er wird im Wesent-

lichen gebildet durch die Alfred-Zingler-Straße von der Anschlussstelle Schalke an der BAB A 42 bis zur 

Hochkampstraße und weiter dem Verlauf der bisher geplanten Straße bis zur Kurt-Schumacher-Straße fol-

gend.  

 

Im RFNP ist eine Fläche für einen örtlichen Hauptverkehrszug dargestellt, der von der Anschlussstelle 

Schalke an der BAB A 42 in südlicher Richtung bis zur Kurt-Schumacher-Straße führt. Im Bereich des Ge-

werbegebietes Berliner Brücke verschwenkt der geplante Straßenverlauf Richtung Westen. Bis zu diesem 

Punkt ist die Straße (Alfred-Zingler-Straße) bereits vorhanden. Die Stadt Gelsenkirchen beabsichtigt nicht 

mehr, das letzte Teilstück zu bauen. Um die Revitalisierung des Gewerbegebietes zu ermöglichen und ei-

nen entsprechenden Bebauungsplan aufstellen zu können, wird der örtliche Hauptverkehrszug aus dem 

RFNP herausgenommen, die Flächen werden in die umgebenden Festlegungen und Darstellungen (GIB/ge-

werbliche Baufläche und AFAB/Grünfläche) einbezogen. 

Der Regionale Flächennutzungsplan der Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr der Städte Bochum, Es-

sen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und Oberhausen ist nach öffentlicher Bekanntmachung 

am 03.05.2010 wirksam geworden. Der Plan nimmt gleichzeitig die Funktion eines Regionalplans und ei-

nes gemeinsamen Flächennutzungsplans wahr. 

 

Bezogen auf den vorgenannten Änderungsbereich kann sich die Öffentlichkeit im Rahmen der frühzeitigen 

Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung und deren vo-

raussichtliche Auswirkungen unterrichten lassen. Gleichzeitig besteht Gelegenheit zur Äußerung und Erör-

terung. 

 

Hierzu werden die Planunterlagen (Vorentwurf des Änderungsplanes mit Begründung und Umweltbericht) 

in der Stadt Mülheim an der Ruhr in der Zeit vom 22.08. bis 22.09.2022 (einschließlich) öffentlich aus-

gelegt. Während der Geltungsdauer der Corona-Schutzmaßnahmen ist in einigen Städten eine Einsicht-

nahme nur nach telefonischer Voranmeldung möglich. 

 

Die Planunterlagen können an den behördlichen Arbeitstagen wie folgt eingesehen werden: 

Amt für Stadtplanung und Wirtschaftsförderung: Technisches Rathaus,  

Hans-Böckler-Platz 5, 19. Etage, linke Flurseite 

 

Die Öffnungszeiten sind wie folgt: 

montags bis mittwochs: 8.00 Uhr – 15.30 Uhr  

donnerstags: 8.00 Uhr – 17.00 Uhr  

freitags von 8.00 Uhr - 12.30 Uhr 
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In städtischen Gebäuden wurde die Maskenpflicht für Mitarbeitende und Besucher*innen auf-

gehoben. Beim Besuch städtischer Gebäude wird eine medizinische Mund-Nasen-Bedeckung 

aber weiterhin empfohlen. Bitte die allgemeinen Hygieneregeln beachten! 

Hinweis: Mögliche Regeländerungen der Coronaschutzverordnung NRW finden unmittelbar Be-

rücksichtigung. 

 

Die Termine und Orte für die Auslegungen in den anderen Städten der Planungsgemeinschaft sind den 

dortigen Bekanntmachungen und den Internetseiten der Städteregion Ruhr (http://www.staedteregion-

ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html) zu entnehmen oder bei der Geschäftsstelle Regionaler Flä-

chennutzungsplan in Essen (Tel.: 0201 88-61210, bzw. 0201 88-61212) zu erfragen. 

 

Auskunft in der Stadt Mülheim an der Ruhr erteilen:  

Wolfgang Mohr, Tel. 0208/455-6112,    E-Mail: wolfgang.mohr@muelheim-ruhr.de  und 

Isabel Stimming, Tel. 0208/455-6102,  E-Mail: isabel.stimming@muelheim-ruhr.de 

 

Alle Planunterlagen zum Änderungsbereich können auf den Internetseiten der Städteregion Ruhr eingese-

hen werden. Es besteht die Möglichkeit, während der Auslegungsfrist eine Stellungnahme abzugeben. Dies 

kann insbesondere schriftlich, zur Niederschrift im Rahmen der Planeinsicht oder per E-Mail erfolgen.  

 

Postanschrift der Planungsgemeinschaft: Stadt Essen, Stadtamt 61-2-1, 45121 Essen 

E-Mail-Adresse der Planungsgemeinschaft: geschaeftsstelleRFNP@amt61.essen.de  

 

Die Namen der Personen, die eine Stellungnahme abgeben, werden in den Drucksachen für die öffentli-

chen Sitzungen der Räte, der Ausschüsse und der Bezirksvertretungen nicht aufgeführt, d. h. es erfolgt 

grundsätzlich eine anonymisierte Wiedergabe der Stellungnahme. 

 

Sofern Sie eine Stellungnahme einreichen, werden die von Ihnen in diesem Rahmen bekannt gegebenen 

personenbezogenen Daten bei den Städten der Planungsgemeinschaft der Städteregion Ruhr 2030 verar-

beitet. Weitere Hinweise über die Datenverarbeitung und Ihre Rechte erhalten Sie auf der Internetseite 

der Städteregion Ruhr 2030 unter:  

http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html 

 

Die Stellungnahmen aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung können zu einer Überarbeitung des 

Vorentwurfs der RFNP- Änderung führen, d.h. Planentwurfsänderungen aufgrund der frühzeitigen Beteili-

gung sind möglich und vorgesehen.  

Dies wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
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Mülheim an der Ruhr, den 29.06.2022 

Der Oberbürgermeister 

 

M a r c   B u c h h o l z 

 

Öffentliche Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung einer Änderung des Regionalen 

Flächennutzungsplanes der Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr der Städte Bochum, 

Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und Oberhausen 

Die Änderung bezieht sich auf einen Bereich in der Stadt Mülheim an der Ruhr. 

 

Der Rat der Stadt Mülheim an der Ruhr hat am 23.06.2022 beschlossen:  

 

1. die Ergebnisse aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der öffentlichen Stellen, Behör-

den und sonstigen Träger öffentlicher Belange (Anregungen und diesbezügliche Stellungnahmen der 

Verwaltung) zur Kenntnis zu nehmen, 

2. auf der Grundlage des Planentwurfs die öffentliche Auslegung und Beteiligung der öffentlichen Stellen, 

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange für das Änderungsverfahren 44 MH (Wissoll-

straße) zum RFNP durchzuführen: 
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Der 23,1 ha umfassende Änderungsbereich 44 MH befindet sich in Mülheim an der Ruhr im Stadtteil Speldorf 

und erstreckt sich südlich der Bahnflächen vom Veilchen- und Nelkenweg im Westen bis zur Ulmenstraße 

im Osten. Im Süden reicht der Änderungsbereich bis zur Saarner Straße sowie Kirchstraße. Zentrales Ziel 

der RFNP-Änderung ist es, auf den Flächen der ehemaligen Unternehmenszentrale der Tengelmann Waren-

handelsgesellschaft KG zukünftig ein gemischtgenutztes Quartier mit Wohn- und mit der Wohnnutzung in 

der Umgebung verträglichen Mischnutzungen (u. a. Büro- und Gewerbenutzungen) zu entwickeln. Die an-

grenzenden Wohnnutzungen, die sich hauptsächlich im südlichen Änderungsbereich befinden, sollen in ih-

rem Bestand erhalten bleiben.  

 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgt gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB), die Beteiligung der 

öffentlichen Stellen, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB jeweils 

i. V. m. § 13 Landesplanungsgesetz Nordrhein-Westfalen (LPlG NRW) sowie § 9 Raumordnungsgesetz 

(ROG).  

 

Die Öffentlichkeit sowie die öffentlichen Stellen, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange können 

innerhalb einer Frist von einem Monat Stellungnahmen zum ausliegenden Änderungsentwurf abgeben. Bei 

Vorliegen eines wichtigen Grundes soll die Frist gemäß § 3 Abs. 2 BauGB angemessen verlängert werden.  
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Im Fall des Änderungsverfahrens 44 MH werden die Planunterlagen für die Dauer von einem Monat ausge-

legt. Für eine Verlängerung der Regelfrist liegt kein wichtiger Grund vor (Planverfahren ohne besondere 

Komplexität). 

 

Die Änderung des Regionalen Flächennutzungsplanes hat Auswirkungen auf die Umwelt. Daher ist im Rah-

men des o.g. Änderungsverfahrens gemäß § 8 Abs. 1 ROG i. V. m. § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung 

(UP) durchgeführt und ein Umweltbericht erstellt worden. 

 

Neben dem Planentwurf mit Begründung sind umweltbezogene Informationen in Form des Umweltberichtes, 

von Gutachten, Fachbeiträgen sowie Stellungnahmen verfügbar. Darin sind umweltbezogene Informationen 

zu folgenden Themen enthalten und werden öffentlich ausgelegt: 

- Schutzgüter: Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Landschaft; Fläche; Boden; Was-

ser; Luft; Klima; Mensch, Gesundheit, Bevölkerung; Kultur- und Sachgüter, Kulturel-

les Erbe; Natura-2000-/ FFH-Gebiete; Risiken durch schwere Unfälle oder Katastro-

phen; Wechselwirkungen und kumulative Auswirkungen 

- Gutachten: Artenschutz 

- Lärmschutz / Lärmminderungsmaßnahmen 

- Altlasten 

- Bergbauliche Belange 

- Klimawandel / Klimaschutz / Stadtklima / Luftaustausch 

- Luftschadstoffe und Luftreinhalteplanung 

- Biotopverbund  

- Grundwasser- und Gewässerschutz  

- Baudenkmäler 

- Starkregenvorsorge / Entwässerungsflächen    
 

Die Planunterlagen (Entwurf des Änderungsplans, Begründung, Umweltbericht, Abwägungssynopse) sowie 

die nach Einschätzung der Gemeinden der Planungsgemeinschaft wesentlichen, bereits vorliegenden um-

weltbezogenen Stellungnahmen liegen in der Zeit  

 

vom 22.08. bis 22.09.2022 (einschließlich)  

 

in den Städten der Planungsgemeinschaft öffentlich aus. Während der Geltungsdauer der Corona-Schutz-

maßnahmen ist in einigen Städten eine Einsichtnahme nur nach telefonischer Voranmeldung möglich. 
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In der Stadt Mülheim an der Ruhr können sie an den behördlichen Arbeitstagen wie folgt eingesehen wer-

den: 

Amt für Stadtplanung und Wirtschaftsförderung: Technisches Rathaus,  

Hans-Böckler-Platz 5, 19. Etage, linke Flurseite. 

 

montags bis mittwochs: 8.00 Uhr – 15.30 Uhr,  

donnerstags: 8.00 Uhr – 17.00 Uhr sowie 

freitags von 8.00 Uhr - 12.30 Uhr 

 

In städtischen Gebäuden wurde die Maskenpflicht für Mitarbeitende und Besucher*innen aufge-

hoben. Beim Besuch städtischer Gebäude wird eine medizinische Mund-Nasen-Bedeckung aber 

weiterhin empfohlen. Bitte die allgemeinen Hygieneregeln beachten! 

Hinweis: Mögliche Regeländerungen der Coronaschutzverordnung NRW finden unmittelbar Be-

rücksichtigung. 

 

Die Orte für die öffentlichen Auslegungen in den anderen Städten der Planungsgemeinschaft sind den dor-

tigen Bekanntmachungen und den Internetseiten der Städteregion Ruhr (http://www.staedteregion-ruhr-

2030.de/cms/aenderungsverfahren.html ) zu entnehmen oder bei der Geschäftsstelle Regionaler Flächen-

nutzungsplan in Essen (Tel.: 0201/88 61-210/-212) zu erfragen.  

 

Auskunft zum Änderungsverfahren erteilen in der Stadt Mülheim an der Ruhr: 

Wolfgang Mohr, Tel. 0208/455-6112,    E-Mail: wolfgang.mohr@muelheim-ruhr.de und 

Isabel Stimming, Tel. 0208/455-6102,  E-Mail: isabel.stimming@muelheim-ruhr.de 

 

Alle Planunterlagen mit den auszulegenden Unterlagen, der Inhalt der Bekanntmachung sowie die Be-

schlussvorlage können auch auf den Internetseiten der Städteregion Ruhr http://www.staedteregion-

ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html  eingesehen werden und sind zusätzlich über das zentrale 

Internetportal des Landes https://www.bauleitplanung.nrw.de/?lang=de zugänglich. 

 

Stellungnahmen zum Entwurf des Änderungsplans, zur Begründung und zum Umweltbericht können wäh-

rend der Auslegungsfrist bis zum 22.09.2022 (einschließlich) insbesondere schriftlich, zur Niederschrift 

oder per E-Mail 

 

 bei der Stadt Essen, Amt für Stadtplanung und Bauordnung, Geschäftsstelle Regio-

naler Flächennutzungsplan, Lindenallee 10 (Deutschlandhaus), 45121 Essen,  

E-Mail: geschaeftsstelleRFNP@amt61.essen.de 
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 bei der Stadt Mülheim an der Ruhr, Amt für Stadtplanung und Wirtschaftsförderung: 

Technisches Rathaus, Hans-Böckler-Platz 5, 19. Etage, linke Flurseite, 
 

 oder bei einer der anderen Planungsstädte abgegeben werden. 
 

Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nicht rechtzeitig abgegeben 

worden sind, können bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben, sofern die 

Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit 

des Bauleitplans nicht von Bedeutung ist.  

 

Die fristgemäß abgegebenen Stellungnahmen werden geprüft und das Ergebnis mitgeteilt. Haben mehr als 

50 Personen Stellungnahmen mit im Wesentlichen gleichem Inhalt abgegeben, kann die Mitteilung dadurch 

ersetzt werden, dass diesen Personen die Einsicht in das Ergebnis bei der Stadt Mülheim an der Ruhr, Amt 

für Stadtplanung und Wirtschaftsförderung im Technischen Rathaus während der Dienststunden ermöglicht 

wird.  

 

Die Namen der Personen, die eine Stellungnahme abgeben, werden in den Drucksachen für die öffentlichen 

Sitzungen der Räte, der Ausschüsse und der Bezirksvertretungen nicht aufgeführt, d. h. es erfolgt grund-

sätzlich eine anonymisierte Wiedergabe der Stellungnahme.  

 

Sofern Sie eine Stellungnahme einreichen, werden die von Ihnen in diesem Rahmen bekannt gegebenen 

personenbezogenen Daten bei den Städten der Planungsgemeinschaft der Städteregion Ruhr 2030 verar-

beitet. Weitere Hinweise über die Datenverarbeitung und Ihre Rechte erhalten Sie auf der Internetseite der 

Städteregion Ruhr 2030 unter:  

http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html 

Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, dass eine Vereinigung im Sinne des § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 des 

Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Abs. 2 des Umwelt-Rechts-

behelfsgesetzes gemäß § 7 Abs. 3 S. 1 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes mit allen Einwendungen ausge-

schlossen ist, die sie im Rahmen der Auslegungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber 

hätte geltend machen können.  
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Dies wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 

 

 

Mülheim an der Ruhr, den 30.06.2022 

Der Oberbürgermeister 

 

M a r c   B u c h h o l z 

 

 

 

 

 

Öffentliche Zustellung des Ablehnungsbescheides zum Antrag auf Aussetzung der Vollziehung 
für 2014 und 2016 bis 2019 

 
Der Ablehnungsbescheid zum Antrag auf Aussetzung der Vollziehung für 2014 und 2016 bis 2019 mit den 
Aktenzeichen 24-5.1/ 2200287000008 und 7801002002867 für  kann nicht zugestellt 
werden, weil deren Anschrift unbekannt ist. 
 
Der Bescheid wird deshalb hierdurch gemäß § 1 des Landeszustellungsgesetztes in Verbindung mit § 10 des 
Verwaltungszustellungsgesetztes öffentlich zugestellt. Der Bescheid kann von der Betroffenen im Rathaus, 
Am Rathaus 1, 45468 Mülheim an der Ruhr, Fachbereich Finanzen, Abteilung Gemeindesteuern, Zimmer 
B.211, eingesehen werden. 
 
Mülheim an der Ruhr, den 08.07.2022 
 
Der Oberbürgermeister 
I.A. 
Freyer 
 
 
 
 
 

Öffentliche Zustellung 

des Rücknahme- / Rückforderungsbescheides vom 27.06.2022 

gem. §§ 48, 50 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) 

 

 
Der an  
zuletzt wohnhaft gewesen in  
 
zuzustellende Rücknahme- / Rückforderungsbescheid vom 27.06.2022 (Aktenzeichen: 57-21/ 120448 /04) 
konnte nicht zugestellt werden, da der jetzige Aufenthalt des Empfängers unbekannt ist. 
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Der Rücknahme- / Rückforderungsbescheid gem. §§ 48, 50 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) wird 
hiermit nach § 15 Abs. 2 des Verwaltungszustellungsgesetzes zugestellt. 
 
Er kann beim Jobcenter Mülheim an der Ruhr, Wiesenstr. 35 in 45473 Mülheim an der Ruhr , Herr Gülbeyaz 
(Erdgeschoss/Zi. 214) eingesehen werden. 
 

 
Mülheim an der Ruhr, den 28.06.2022 
 
Der Oberbürgermeister 
I.A. 
Gülbeyaz 
 
 
 
 
 

Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

Der gegen , unter dem Aktenzeichen 32-
3/005283378/64 am 09.05.2022 erlassene Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, da der der-
zeitige Aufenthaltsort des Empfängers nicht zu ermitteln und eine Zustellung an einen Vertreter oder Zu-
stellungsbevollmächtigten nicht möglich ist. 

Der Bußgeldbescheid vom 09.05.2022 wird hiermit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) öffentlich zugestellt. 

Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit der 
Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter Satz LZG NRW). 
Nach Zustellung kann innerhalb von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. Es werden damit Fristen in 
Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 

Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen beim Oberbürgermeister der Stadt Mülheim an der Ruhr, 
Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rathaus 1, Zimmer C 206, eingesehen werden. 

 

 

 

Mülheim an der Ruhr, den 11.07.2022 
 
Der Oberbürgermeister 
I. A. 
Kowalski 
 
 
 
 
 

Öffentliche Zustellung 

des Rücknahme- / Rückforderungsbescheides vom 30.06.2022 

gem. §§ 48, 50 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) 
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Der an  
zuletzt wohnhaft gewesen in  
 
zuzustellende Rücknahme- / Rückforderungsbescheid vom 30.06.2022 (Aktenzeichen: 57-21/ 94611/11) 
konnte nicht zugestellt werden, da der jetzige Aufenthalt des Empfängers unbekannt ist. 
 
Der Rücknahme- / Rückforderungsbescheid gem. §§ 48, 50 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) wird 
hiermit nach § 15 Abs. 2 des Verwaltungszustellungsgesetzes zugestellt. 
 
Er kann bei der Sozialagentur Mülheim an der Ruhr, Wiesenstr. 35 in 45468 Mülheim an der Ruhr, Frau Löhr 
(215) eingesehen werden. 
 
 
 
Mülheim an der Ruhr, den 11.07.2022 
 
Der Oberbürgermeister 
I.A. 
Löhr 
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     Dipl.-Ing. Jens Henkys                            
      Öf fent l ich bestel l ter  Vermessungsingenieur  
  
         Bahnhofstr. 57               0208/63 55 90-0   
          46145 Oberhausen    Fax  0208/63 55 90-30   E-Mail: vermessung@marx-henkys.de 
 

Geschäftsbuchnummer: 2021-0109 
 

Oberhausen, den 08.07.2022 
Mein Zeichen: He 

 
Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung der Abmarkung von Grundstücksgrenzen 

 
Das Grundstück Gemarkung Saarn, Flur 51, Flurstück 713 an der Kölner Str. 268 in 45481 Mülheim an der Ruhr ist 
von mir zum Zwecke der Teilung vermessen worden.  
Im Zuge der Vermessung wurden Abmarkungen u.a. an folgendem Nachbargrundstück vorgenommen: 

Gemarkung Saar, Flur 45, Flurstück 153 
Die Eigentumsverhältnisse dieses Grundstückes sind nicht geklärt. Das Flurstück 153 ist beim Amtsgericht Mülheim 
an der Ruhr im Grundbuch von Saar, Blatt 1301 unter der lfd. Nr. 10 geführt. Der in Abteilung I dieses 
Grundbuchblattes aufgeführte Eigentümer ist laut einer mir vorliegenden Bescheinigung des Oberstadtdirektors der 
Stadt Mülheim an der Ruhr vom 23.04.1968 verstorben. Im Liegenschaftskataster wird derselbe Eigentümer geführt. 
Erben konnten meinerseits nicht ermittelt werden. Aus diesem Grunde konnten die entsprechenden 
Grundstückseigentümer/innen nicht zum Grenztermin am Montag, den 04.07.2022 eingeladen werden. Kosten 
entstehen den betroffenen Grundstückseigentümer/innen nicht. 
Eine Anerkennung der Grenzzeichen oder ein Widerspruch gegen das bekannt gegebene Vermessungsergebnis ist 
nur durch den/die Grundstückseigentümer/in bzw. Erbbauberechtige/n oder durch dessen/deren Rechtsnachfolger/in 
möglich. Mit dieser Veröffentlichung wird daher das im Grenztermin bekannt gegebene Vermessungsergebnis 
(Grenzniederschrift) gemäß § 10 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land NRW (Landeszustellungsgesetz – LZG 
NRW vom 07.03.2006 in der derzeit gültigen Fassung) und gemäß § 23 der Durchführungsverordnung zum 
Vermessungs- und Katastergesetz NRW (DVOzVermKatG NRW vom 25.10.2006 in der zurzeit gültigen Fassung) 
öffentlich zugestellt. 
Die Grundstückseigentümer/innen, Erbbauberechtigten und Rechtsnachfolger/innen oder bevollmächtigte Personen 
können die Bekanntgabe der Abmarkung (Grenzniederschrift) bei mir, dem Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieur Dipl.-Ing. Jens Henkys, Bahnhofstr. 57, 46145 Oberhausen innerhalb der u.a. Frist einsehen. 
Sie werden gebeten, sich durch einen Personalausweis auszuweisen und nachvollziehbare Unterlagen mitzubringen, 
die ihren Eigentumsanspruch nachweisen. Ggf. bevollmächtigte Personen werden gebeten, die entsprechenden 
Vollmachten vorzulegen. Die Einsichtnahme kann während der Bürozeiten, Mo – Do von 07:45 Uhr bis 16:30 Uhr 
und Fr von 07:45 Uhr bis 14:45 Uhr in meinen Büroräumen erfolgen.  
 
Rechtsbehelfsbelehrung gegen den Verwaltungsakt Abmarkung 
Gegen die Abmarkung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Amtsblattes Klage erhoben werden. 
Bekannt gegeben gilt dieses Schriftstück mit dem Ablauf von zwei Wochen nach dem Tage der Herausgabe des 
Amtsblattes.  
Die Klage ist bei dem Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstr. 39, 40213 Düsseldorf schriftlich einzureichen oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. Die Klage kann auch durch Übertragung 
eines elektronischen Dokuments an die elektronische Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische 
Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen 
Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem 
sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO eingereicht werden. Die für die Übermittlung und 
Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung 
über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere 
elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung – ERVV vom 24.11.2017 (BGBl. I S. 
3803). Falls die Frist zur Klageerhebung durch das Verschulden einer bevollmächtigten Person versäumt werden 
sollte, so würde deren Verschulden den Eigentümern/innen zugerechnet werden, die diese Vollmacht ausgestellt 
haben. 
Hinweis: Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de. 
 
gez. 

  




